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G e s e t z e n t w u r f

der Fraktion der CDU

Gesetz zur Änderung des Polizeiaufgabengesetzes - Of-
fener Einsatz mobiler Bildaufnahme- und Tonaufzeich-
nungsgeräte

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Der Abschlussbericht "Einsatz von Bodycams in der Thüringer Polizei lI" 
kommt zu folgendem Fazit; "Innerhalb derThüringer Polizei ist die Bo-
dycam von den Trägern als Einsatzmittel mehrheitlich gewünscht und 
anerkannt."

Angesichts der positiv verlaufenen Modellversuche darf nun keine wei-
tere Zeit bei der Einführung von Bodycams im Thüringer Polizeidienst 
verloren werden. Fest steht, immer mehr Polizistinnen und Polizisten, 
aber auch Feuerwehrleute oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Rettungsdienste, sind in den vergangenen Jahren (mit Ausnahme 2020, 
aufgrund der Corona-Pandemie) während ihrer Einsätze Opfer von An-
griffen geworden. Laut dem Bundeskriminalamt wurden im Jahr 2019 
in Thüringen 237 tätliche Angriffe auf Vollstreckungsbeamte und gleich-
gestellte Personen registriert. Das sind fast 35 Prozent mehr als 2018. 
Insgesamt wurden 2019 im Freistaat laut Thüringer Kriminalstatistik 966 
Fälle in der Straftatengruppe Widerstand gegen die Staatsgewalt regis-
triert. Die Zahl der im Einsatz verletzten Thüringer Beamten stieg von 
147 auf 180, wobei 179 Polizistinnen und Polizisten physisch verletzt 
wurden. Auch bundesweit nahmen solche Angriffe um 27,5 Prozent zu.

Alle bisherigen Erkenntnisse deuten daraufhin, dass die Bodycams 
helfen, Konflikte zu vermeiden, zu deeskalieren oder zu minimieren. 
Nach der vorläufigen Beendigung der beiden Pilotprojekte sollte nun 
keine weitere Zeit verloren werden, um Angriffen gegen Polizisten ent­
gegenzuwirken. Um die Kolleginnen und Kollegen der Thüringer Poli-
zei bestmöglich schützen zu können, ist die Thüringer Polizei nunmehr 
zeitnah mit dieser Technik auszurüsten und die Anwendung rechtssi-
cher zu gewährleisten.

B. Lösung

Durch eine Änderung des Polizeiaufgabengesetzes vom 4. Juni 1992 
(GVBI. S. 199), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 6. Juni 
2018 (GVBI. S. 229), wird der Einsatz von mobilen Bildaufnahme- und 
Tonaufzeichnungsgeräten ermöglicht sowie rechtssicher gewährleistet.
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C. Alternativen

Beibehaltung der aktuellen Situation und somit kein besserer Schutz der 
Thüringer Polizistinnen und Polizisten im Polizeialltag

D. Kosten

Im Landeshaushalt 2021 sind bereits Mittel zur Anschaffung von insge-
samt 300 Körperkameras veranschlagt. Im Landeshaushalt 2022 müs-
sen weitere Mittel für die Anschaffung von zusätzlichen 500 Körperka-
meras (insgesamt dann 800) berücksichtigt werden.

Für das Haushaltsjahr 2022 sollten zusätzliche Mittel in Höhe von 
400.000 Euro veranschlagt werden. Die Kosten zur Anschaffung pro Ka-
mera belaufen sich zurzeit auf ca. 600 Euro. Die zugehörige Software 
ist dabei kostenlos enthalten. Als Nebenkosten fallen weitere 120 Euro 
pro Weste an. Für die Aufbewahrung der Kameras außerhalb des Ein-
satzes sind Koffer vorgesehen, für die je 50 Euro veranschlag werden.
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Gesetz zur Änderung des Polizeiaufgabengesetzes -  
Offener Einsatz mobiler Bildaufnahme- und Tonaufzeichnungsgeräte

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Polizeiaufgabengesetz vom 4. Juni 1992 (GVBI. 
S.  199), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 6. Juni 2018 (GVBl. S. 229), wird wie folgt geändert:

1.	 Nach § 33 wird folgender neue § 33 a eingefügt:

§ 33 a 
Offener Einsatz technischer Mittel  

zur Bild- und Tonaufzeichnung

(1) Die Polizei kann bei der Durchführung von Maß-
nahmen zur Gefahrenabwehr und zur Verfolgung von 
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten mittels körpernah 
getragener Bild- und Tonaufzeichnungsgeräte perso-
nenbezogene Daten in ihrem Zwischenspeicher kurz-
zeitig speichern (Vorabaufnahme) und durch offene 
Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen erhe-
ben, wenn dies nach den Umständen zum Schutz ei-
nes Polizeibeamten oder eines Dritten gegen eine Ge-
fahr für Leib, Leben, Freiheit oder Eigentum erforderlich 
ist. Die Erhebung personenbezogener Daten darf auch 
durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betrof-
fen sind. Über die Aufzeichnung entscheidet der das 
Aufnahmegerät tragende Polizeibeamte unter Berück-
sichtigung der konkreten Umstände des Einzelfalls oder 
sie erfolgt auf ausdrückliches Verlangen des von den 
polizeilichen Maßnahmen Betroffenen.

(2) In Wohnungen (§ 25 Abs. 1 Satz 2) ist der offene 
Einsatz körpernah getragener Bild- und Tonaufzeich-
nungsgeräte ohne Einwilligung des Inhabers nur zu-
lässig, wenn dies nach den konkreten Umständen des 
Einzelfalls zum Schutz eines Polizeibeamten oder ei-
nes Dritten gegen eine gegenwärtige Gefahr für Leib, 
Leben, Freiheit oder Eigentum erforderlich ist. Die Er-
hebung personenbezogener Daten darf auch durch-
geführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen 
sind. Über die Anfertigung der technischen Aufzeich-
nungen in Wohnungen entscheidet, außer bei Gefahr 
im Verzug, der den Einsatz leitende Polizeivollzugs-
beamte oder sie erfolgt auf ausdrückliches Verlangen 
des von der polizeilichen Maßnahme Betroffenen. Ab-
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Der Einsatz der Bild- und Tonaufzeichnungsgeräte 
ist durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen 
und den betroffenen Personen mitzuteilen. Bei Gefahr 
im Verzug kann der Hinweis unterbleiben.

Aufzeichnungen sind unzulässig in Bereichen, die der 
Ausübung von Tätigkeiten von Berufsgeheimnisträ-
gern nach § 53 Abs. 1 der Strafprozessordnung dienen. 
Aufzeichnungen werden verschlüsselt sowie manipu-
lationssicher gefertigt und aufbewahrt. Im Übrigen gilt 
§ 54 des Thüringer Datenschutzgesetzes (ThürDSG) 
in Bezug auf die Gewährleistung der Integrität, Ver-
traulichkeit, Verfügbarkeit und Authentizität der Daten 
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sowie Systeme, während der Aufnahme, Speicherung 
und Übermittlung.

(4) Die nach Absatz 1 und 2 angefertigten verschlüs-
selten Aufzeichnungen sind 30 Tage nach ihrer Anfer-
tigung zu löschen. Dies gilt nicht, wenn die Aufzeich-
nungen zur Gefahrenabwehr oder zur Verfolgung von 
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von erheblicher 
Bedeutung benötigt werden, Über die Löschung ent-
scheidet der Dienststellenleiter oder ein von ihm Beauf-
tragter. Für die Verwertung der aus den Aufzeichnungen 
nach Absatz 2 erlangten Erkenntnisse gilt Absatz 6. 
§ 35 Abs. 3 ThürDSG und § 43 Abs. 4 Satz 1 und 2 
ThürDSG bleiben unberührt.

(5) Die Aufzeichnung personenbezogener Daten, die 
dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurech-
nen sind, ist unzulässig. Der Aufzeichnungsvorgang 
ist unverzüglich zu unterbrechen, sofern sich wäh-
rend der Aufzeichnung tatsächliche Anhaltspunkte da-
für ergeben, dass Daten, die dem Kernbereich privater 
Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst werden. 
Aufzeichnungen über solche Äußerungen und Hand-
lungen sind unverzüglich zu löschen. Nach einer Unter-
brechung darf die Aufzeichnung nur fortgesetzt werden, 
wenn auf Grund geänderter Umstände davon ausge-
gangen werden kann, dass die Gründe, die zur Unter-
brechung geführt haben, nicht mehr vorliegen.

(6) Eine Verwertung der nach Absatz 2 sowie der 
nach Absatz 5 Satz 4 erlangten Erkenntnisse ist zum 
Zweck der Gefahrenabwehr nur zulässig, wenn zuvor 
die Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festge-
stellt wurde. Bei Gefahr im Verzug ist die richterliche 
Entscheidung unverzüglich nachzuholen. Bei Weiter-
gabe der Daten ist zu vermerken, dass sie aus einer 
Maßnahme nach Absatz 2 herrühren. Nach einer Über-
mittlung an eine andere Stelle, ist die Kennzeichnung 
durch diese aufrechtzuerhalten.

(7) Maßnahmen nach Absatz 1 bis 6 sind zu dokumen-
tieren, Die Landesregierung unterrichtet den Landtag in 
jährlichen Abständen über den offenen Einsatz techni­
scher Mittel zur Bild- und Tonaufzeichnung."

2.	 Der bisherige § 33 a wird § 33 b.

3.	 Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst. 

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung:

A. Allgemeines

Vom Frühjahr bis zum Herbst 2017 fand bei der Thüringer Polizei ein 
erstes Pilotprojekt Bodycam statt. Nach dem ersten Pilotversuch star-
tete im Dezember 2018 ein zweiter Pilotversuch in Thüringen. Mit dem 
zweiten Trageversuch erfolgte eine kontinuierliche wissenschaftliche Un-
tersuchung. Mit dem Institut für Psychologie, Bereich Allgemeine Psy-
chologie, der Friedrich-Schiller-Universität Jena konnte hierfür ein un-
abhängiger und kompetenter Partner gewonnen werden. Zielrichtung 
und Forschungsdesign der wissenschaftlichen Untersuchungen war 
die Wirkung des Einsatzmittels in seiner Gesamtheit und dessen Ef-
fekt für die polizeiliche Aufgabenerfüllung. Entgegen der wissenschaft-
lichen Betrachtung im ersten Trageversuch wurde die damalige.starke 
Fokussierung ausschließlich auf die präventive Wirkung, gegenwärtig 
auf den Gesamtkomplex von Wirkfaktoren ausgedehnt. Hierzu zählen 
laut dem Thüringer Ministerim für Inneres und Kommunales (Drucksache 
6/7489) neben der präventiven und deeskalierenden Wirkung (Präven-
tion), ebenso die Erhöhung der Sicherheit der Beamten (Eigenschutz) 
sowie die mögliche Verbesserung der Beweissicherung im Strafverfah-
ren (Repression). Die zweite Erhebung der Daten startete am 20. Mai 
2019 und wurde dem Innen- und Kommunalausschuss Anfang Dezem-
ber 2020 zur Verfügung gestellt. Erste Ergebnisse der zweiten Erhebung 
wurden dem Ausschuss für Inneres und Kommunales bereits am 5. No-
vember 2020 durch die Landesregierung präsentiert.

Die Landesregierung berichtete dem Innenausschuss, dass bei über 
11.000 Einsätzen keine einzige Beschwerde eines Bürgers über den 
Einsatz von Bodycams bekannt geworden ist. Die Polizeibeamten fühl-
ten sich sicherer im Dienst und achteten laut Landesregierung auch 
selbst noch mehr darauf, keine Fehler zu begehen, die über die Body-
cams dokumentiert werden könnten. Insgesamt biete diese Technik gro-
ße Vorteile für die Polizei, entspanne das Verhältnis zwischen Bürgern 
und Beamten. Vor allem schützt die Videotechnik nicht zuletzt unsere 
Polizeibeamten vor Angriffen im Einsatz.

B. Zu den einzelnen Vorschriften:

Zu Artikel 1:

Im Rahmen der Bodycam Pilotprojekte in Thüringen wurde von meh-
reren Teilnehmern und Polizeiinspektionen berichtet, dass die Kamera 
als weiterer sinnvoller Baustein in der persönlichen Schutzausrüstung 
gesehen werde und das die Technik auf eine hohe Akzeptanz stoße.

Die Träger kritisierten jedoch gegenüber der Projektleitung die unregel-
mäßige Verwendung und damit einhergehend die unzureichende Ge-
wöhnung an das Einsatzmittel. Die Ursachen sahen sie in unzureichen-
den gesetzlichen Rahmenbedingungen und nicht ausreichender Technik, 
Konkret betrifft dies vor allem die Definition des öffentlichen Raums, die 
Tonaufnahmefunktion und das Pre-Recording.

Mit der Einführung des neuen § 33a und der Absätze 1 bis 7 erfolgt nun 
die im vorläufigen Abschlussbericht "Einsatz von Bodycams in der Thü-
ringer Polizei II" dringend angeregte Anpassung der Rechtsgrundlage.
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Zu Absatz 1:

In Absatz 1 wird die Erhebung von offen angefertigten Bild- und Ton-
aufnahmen bei präventiven und restriktiven polizeilichen Maßnahmen 
geregelt.

Zu Absatz 2:

Für Bereiche, die durch Artikel 13 Grundgesetz besonders geschützt und 
in § 25 Abs. 1 Satz 2 PAG gesondert aufgezählt sind, regelt Absatz 2 das 
Anfertigen von Bild- und Tonaufzeichnungen mittels körpernah getrage-
ner Aufnahmegeräte. Ohne Einwilligung des Wohnrechtsinhabers dürfen 
technische Mittel in Übereinstimmung mit Artikel 13 Abs. 5 Grundgesetz 
nur zum Schutz von Personen gegen eine dringende Gefahr für Leib 
und Leben eingesetzt werden. Gesetzlich bestimmte Stelle, gemäß Ar-
tikel 13 Abs. 5 Satz 1 Grundgesetz ist der den Einsatz leitende Polizei-
beamte. Bei Gefahr in Verzug entscheidet der Geräteverantwortliche.

Zu Absatz 3:

Zur Differenzierung zwischen verdeckter und offener Maßnahme ist es 
zwingend erforderlich, dass die Maßnahme gegenüber allen betroffe-
nen Personen erkennbar gemacht wird. Die Regelung hat auch prakti-
sche Bedeutung. Erst durch die Mitteilung kann das Aufzeichnungsge-
rät die volle präventive disziplinierende Wirkung entfalten.

Für die Erhebung, Verwertung und Verarbeitung der Daten wird auf das 
Thüringer Datenschutzgesetz verwiesen. Weiterer Spezialregelungen 
zur Sicherung des Datenschutzes bedarf es nicht. Das Thüringer Da-
tenschutzgesetz regelt Voraussetzungen und Kontrollbefugnisse ab­
schließend.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 regelt die konkreten Vorgaben der kurzzeitigen Speicherung 
der Aufnahme gemäß Absatz 1 Satz 1.

Zu Absatz 5:

Absatz 5 dient der Gewährleistung des verfassungsrechtlich garantier-
ten Schutzes des Kernbereichs privater Lebensgestaltung beim polizei-
lichen Einsatz von Aufzeichnungsgeräten in Wohnungen. Da nicht aus-
zuschließen ist, dass im Rahmen einer entsprechenden Maßnahme in 
Wohnungen auch intime oder der innersten Privatsphäre zuzurechnende 
Sachverhalte ins Visier der Bodycam geraten können, stellt Satz 1 klar, 
dass solche Aufzeichnungen unzulässig sind. Satz 2 enthält das Gebot 
der unverzüglichen Unterbrechung der Maßnahme, falls sich während 
der Aufzeichnung tatsächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, dass In-
halte aus dem Kernbereich der persönlichen Lebensgestaltung erfasst 
werden. Aufzeichnungen hierüber sind nach Satz 3 unverzüglich zu lö-
schen. Satz 4 regelt, dass die unterbrochene Maßnahme nur fortgesetzt 
werden darf, wenn durch sie keine Daten aus dem Kernbereich privater 
Lebensgestaltung mehr erhoben werden.

Zu Absatz 6:

Die Verwertung der Aufzeichnung steht entsprechend Artikel 13 Abs. 5 
Satz 2 Grundgesetz unter richterlichem Vorbehalt.
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Zu Absatz 7:

Absatz 7 regelt Dokumentations- und Informationspflichten. Aufsichts- 
und Kontrollbefugnisse anderer Stellen bleiben hiervon unberührt.

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

Für die Fraktion:

Bühl
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